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«Informatikberufe sind nichts für Frauen»
Eine Kaderfrau und zwei Lernende berichten, weshalb sie einen «typischen Männerberuf» gewählt haben

NICOLE RÜTTI

«Am Anfang musste ich mich schon
durchsetzen und erklären, weshalb ich
mich für eine Ausbildung als Informa-
tikerin entschieden habe», sagt Caro-
lina Murtinheira de Sousa, die ihr
zweites Lehrjahr beim IT-Dienstleis-
ter T-Systems Schweiz absolviert. «Vor
allem auch in der Familie hiess es, das sei
doch nichts für eine junge Frau», erklärt
die 17-Jährige im Gespräch am Zürcher
Standort des Konzerns in Opfikon. «Als
sie aber gesehen hat, wie viel Freude
mir die Ausbildung macht, hat sie mei-
nen Entscheid akzeptiert.»

Vor allem ihr Vater habe sie stets
unterstützt. Auch ihre Freunde hätten
die Idee gut gefunden. «Sie kommen
nun zumir,wenn sie Computerprobleme
haben», sagt die junge Frau lachend.Was
ihr geholfen habe, sei, dass sich einige
ihrer Kolleginnen für eine Malerausbil-
dung entschieden hätten. «Das war ur-
sprünglich ja auch kein Frauenberuf»,
sagt de Sousa. Sie zählt zu den 24 Ler-
nenden von T-Systems Schweiz.

Dem Vater zugeschaut

Geschlechtermässig gehört sie damit
einer kleinen Minderheit an. In der
Schweiz sind gerade einmal 8% der In-
formatik-Lernenden weiblich.BeiT-Sys-
tems in der Schweiz, wo die Konzern-
tochter der Deutschen Telekom mehr
als 500 Mitarbeitende beschäftigt, sind
es immerhin 20%.

Zu den Lernenden zählt auch
Michelle Aeschlimann, die sich im drit-
ten Lehrjahr befindet. Im Gespräch zu-
sammen mit ihrer Kollegin de Sousa er-
zählt die Jugendliche, weshalb auch sie
sich für eine Ausbildung als Informati-
kerin entschieden hat. «Mein Vater hat
früher manchmal für seinenArbeitgeber
auch Computerprogramme geschrieben.
Ich sass dann neben ihm und habe ihm
geholfen», berichtet die 18-Jährige. Es
sei ihr schnell klargeworden, dass sie
einen Technikberuf erlernen wolle, und
ein paar Schnuppertage hätten sie in
ihrem Entschluss bestärkt.

«Zu mir hat nie jemand gesagt, das
sei kein Frauenberuf», fügt Aeschli-
mann hinzu. Aber während der Sekun-
darschule habe sie schon mitbekommen,
dass einigen Mädchen zu Hause der
Wunsch-Job ausgeredet worden sei, mit
dem Argument, er sei zu wenig frauen-
spezifisch. «Sie haben sich entmutigen
lassen und anstatt einerMaurerlehre bei-
spielsweise eine KV-Ausbildung begon-
nen. Ich finde es schade,wenn man nicht
das macht, was man gerne tun würde»,
führt die angehende IT-Fachfrau aus.

Aeschlimann und de Sousa sind enga-
giert, beteiligen sich an Schnuppertagen,
Projektwochen oder auch am nationa-
len Zukunftstag, der jeweils am zweiten
Donnerstag im November stattfindet.
Unter dem Motto Seitenwechsel geht es
beim nationalenAktionstag unter ande-
rem darum, Schülern der fünften und
sechsten Primarklasse sowie der Sekun-
darschule «unabhängig vomGeschlecht»
Berufs- und Laufbahnperspektiven auf-
zuzeigen. So erhalten Mädchen Einblick
in den Arbeitsalltag einer Ingenieurin,
einer Finanzchefin oder einer Schreine-
rin, während Knaben am Beruf des Kin-
derbetreuers, Pflegers oder Floristen
«schnuppern» können. Der Fokus liegt
bewusst auf geschlechterspezifisch ge-
prägten Berufen, in denen sich ein Fach-
kräftemangel abzeichnet.

Wie viele andere Betriebe bietet T-
Systems am diesjährigen Aktionstag
neben dem regulären Programm auch
ein reines «Damenprogramm» an. Erst-
mals wird es Aeschlimann leiten. Auf
spielerische Art soll das Interesse der
jungen Frauen geweckt werden.

Bei T-Systems ist man stolz auf die
selbstbewussten Lernenden. Es ist aber
nicht so, dass der IT-Dienstleister seine
Ausbildungsplätze gezielt Mädchen an-
bietet: «Wir erhalten rund 200 Bewer-
bungen pro Lehrjahr und schauen hier-
bei vor allem auf die Fähigkeiten und
das Potenzial der Bewerberinnen und
Bewerber», sagt Gertrud Hierzer, Vize-

präsidentin Human Resource und Mit-
glied der Geschäftsleitung von T-Sys-
tems Alpine (Schweiz, Österreich). Es
gebe in der Informatik keinen Engpass
bei den Lernenden. Bei den erfahrenen
IT-Fachkräften spüre man den Mangel
aber sehr wohl.

Neben der Lehrlingsausbildung hat
der IT-Dienstleister auch ein Ausbil-
dungsprogramm, das sich gezielt an
Berufseinsteiger und vor allem auch
Berufseinsteigerinnen richtet. Damit
möchte T-Systems vermehrt Frauen an-
ziehen. Der Anteil der IT-Spezialistin-
nen, die beim Informatikdienstleister
arbeiten, beträgt 21%. Der nationale
Durchschnitt liegt bei 16%.

Eltern stellen Weichen

Warum entscheiden sich so wenige
Frauen für den Informatikberuf?
Grundsätzlich werden die beruflichen
Richtungen in der Familie vorgegeben,
wo vielfach Einwände gegen geschlech-
teruntypische Berufe vorgebracht wer-
den. Ausschlaggebend sind hierbei ge-
sellschaftliche Vorstellungen darüber,
welche Berufe typisch männlich und
welche typisch weiblich sind.

Forschungsergebnisse zeigen, dass
Vorbilder bei der Berufswahl der
Jugendlichen eine gewichtige Rolle spie-
len. Sie prägen rund 60% der Entscheide.
In etwa einem Drittel der Fälle nennen
die Jugendlichen die Eltern als beruf-
liche Vorbilder. Allgemein sind die Be-
rufswünsche bereits in der siebten Klasse
sehr geschlechtsspezifisch geprägt.

Wie Daten für den Kanton Zürich
zeigen, wählen 75% der jungen Frauen
bei der Lehrstellensuche aus nur 14 ver-
schiedenen Berufen aus – bei insgesamt
119 Berufen. Neben der Ausbildung zur
Kauffrau sind vor allem Lehrstellen in
den Bereichen Betreuung, Gesundheit
undDetailhandel begehrt.Etwas breiter
ist das Spektrum junger Männer: 75%
von ihnen entscheiden sich für einen
von 36 unterschiedlichen Jobs – bei ins-
gesamt 149 Berufen.Auch bei denMän-
nern ist die Lehre zum Kaufmann die
beliebtesteWahl.Danach folgen techni-
sche Berufe wie Elektroinstallateur, In-
formatiker oder Polymechaniker.

Durch die eingeengte Jobwahl wird
auch der Kandidaten-Pool für der Be-
triebe kleiner – nicht auf Lehrlingsstufe,
aber bei den erfahrenen Fachkräften.Es
ist denn auch auffällig, dass der Mangel
an Fachkräften in männerdominierten
Technik- und frauendominierten Pflege-
berufen besonders ausgeprägt ist.

Bei ICT-Berufsbildung Schweiz, dem
Verband für die Berufsbildung der In-

formations- und Kommunikationstech-
nologie (ICT), ist man sich der Proble-
matik bewusst. «Es handelt sich immer-
hin um 50% des Potenzials, das zu wenig
genutzt wird», sagt der Geschäftsführer
Serge Frech.Der Dachverband geht da-
von aus, dass bis 2028 landesweit rund
36 000 ICT-Fachkräfte fehlen werden.
Wie Frech ausführt, hat die Branche
verstanden, dass sie mehr Frauen an-
ziehen muss: Es gebe zahlreiche Pro-
gramme, die darauf abzielten, Jugend-
lichen technische Berufe näherzubrin-
gen. Vor allem Stereotype verhinder-
ten aber, dass Männer und Frauen sich
für geschlechteruntypische Berufe ent-
scheiden.

Um den Fachkräftemangel zu lin-
dern, müssten laut Frech insbesondere
mehr Ausbildungsplätze geschaffen
werden. Damit würde auch der Frauen-
anteil zunehmen.Die Zahl der Lehrstel-
len ist zwar in den letzten zehn Jahren
stark gestiegen: So absolvieren derzeit
über 10 000 Jugendliche eine Ausbil-
dung zum Informatiker, zur ICT-Fach-
frau oder zumMediamatiker.Doch nach
wie vor übertrifft die Nachfrage dasAn-
gebot deutlich.

Dass nicht genügend Lehrstellen an-
geboten werden, hängt laut French unter
anderem damit zusammen, dass es sich
um relativ junge Berufe handelt.Bei vie-
len ICT-Firmen seien die Tradition und
das Bewusstsein für die Bedeutung der
Berufslehre noch zu wenig verankert.
Erst seit 1993 können Jugendliche in
der Schweiz die vierjährige Informatik-
berufslehre absolvieren.

Hinzu kommt, dass internationale
IT-Konzerne wie Facebook kaum Lehr-
linge ausbilden. Das führt laut Frech
dazu, dass auch viele Schweizer KMU
zögerten, Ausbildungsplätze bereitzu-
stellen.DieWahrscheinlichkeit, dass die
ausgebildeten Fachkräfte zu den grossen
IT-Konzernen abwanderten, sei gross.

Lohn-Schmerzgrenze erreicht

Die hohen Löhne, die innerhalb der
Branche bezahlt werden, spiegeln die
Knappheit amArbeitsmarkt: «Da ist für
viele Betriebe bald einmal die Schmerz-
grenze erreicht», sagt Frech. Dies bestä-
tigt eine Lohnstudie von FHSchweiz,die
der Dachverband unter Fachhochschul-
absolventinnen und -absolventen durch-
geführt hat.Die Informatikbranche teilt
sich den höchsten Einstiegslohn mit der
Finanz- und Versicherungsbranche. Er
beträgt 90 000 Fr. im Jahr.

Die Zurückhaltung der Frauen
gegenüber technischen Berufen wirkt
sich denn auch negativ auf ihre Kar-

riere und ihre Einkommenssituation
aus. Dies sieht auch Hierzer so: «Mäd-
chen und Frauen sollten ihr Berufsspek-
trum erweitern und sich gegenüber tech-
nischen Jobs öffnen. Rein aufgrund der
Tatsache, dass sich die Berufswelt mehr
in Richtung hochqualifizierte Tätigkei-
ten wandelt, werden auch sie vermehrt
technische und andere hochqualifi-
zierte Zukunftsberufe ergreifen», davon
ist die 52-jährige Kaderfrau überzeugt.
Wie Hierzer ausführt, besteht ausser-
dem eine grosse Wissenslücke, wenn es
darum geht, wie vielfältig der Informa-
tikberuf ist.

Aktionen wie der Zukunftstag kön-
nen dazu beitragen, Jugendlichen den
Horizont zu erweitern. Auch stossen
solche Veranstaltungen auf reges In-
teresse. Ähnlich wie bei anderen Fir-
men waren die zwölf Plätze, die T-Sys-
tems Schweiz am diesjährigen Zukunfts-
tag anbietet, innert Stunden ausgebucht.
«Solche Aktionen sind ein wichtiger
Mosaikstein. Mit jeder Frau, die einen
geschlechteruntypischen Beruf ergreift,
sinkt auch die Hemmschwelle für an-
dere Frauen, eine ähnlicheWahl zu tref-
fen», sagt Hierzer.

Frauen brauchen Frauen

Sich selbst bezeichnet die Kaderfrau als
«ein Beispiel dafür, dass sich allmählich
etwas bewegt». Hierzer hat zwar Psy-
chologie studiert, aber ihr gesamtes Be-
rufsleben in der IT-Fachwelt verbracht,
als Programmiererin, Software-Testerin,
Projektverantwortliche und Bereichs-
leiterin in Deutschland und Österreich.
Erst im Frühjahr wechselte sie innerhalb
von T-Systems in die Personalabteilung
und wurde damit zugleich in die Ge-
schäftsleitung aufgenommen – als erste
Frau,wie das Unternehmen in seiner da-
maligen Medienmitteilung hervorhob.

«Ich war in meinen beruflichen Posi-
tionen fast immer die einzige Frau. Da-
durch, dass ich mit Brüdern aufgewach-
sen bin, bin ich das gewohnt», sagt die
gebürtige Österreicherin. «Für mich hat
dies zu Beginn keinen Unterschied ge-
macht.»Aber je höher man steige, desto
einsamer werde man – vor allem auch
als Frau. Sie habe gesehen, dass sich
Männer beruflich oft unterstützten und
die besseren Netzwerker seien.

Bei Frauen habe sie das weniger be-
obachtet. «Wir sollten uns gegenseitig
auch vermehrt den Rücken stärken
und uns voranbringen», davon ist Hier-
zer überzeugt. Schon ein Frauennetz-
werk aufzubauen sei jedoch ein ech-
ter Kraftakt. Frauenförderung bezeich-
net sie gleichwohl als eine Gratwande-
rung – vor allem auch in ihrer Position
als Personalverantwortliche. Sehr
schnell heisse es dann, die helfe ja nur
den Frauen. «Dabei will ich auch Män-
ner und vor allem auch den Nachwuchs
unterstützen.»

Eine Möglichkeit, um den Frauen-
anteil zu steigern, sieht die HR-Exper-
tin in anonymisierten Einstellungsver-
fahren. Es sei erstaunlich, wie viel mehr
Frauen rekrutiert würden, wenn man
Angaben über Geschlecht oder Fami-
lienstand im Bewerbungsprozess aus-
blende. Auch im Hinblick auf die jün-
gere Generation zeigt sich die Berufs-
frau zuversichtlich. «Die Jugendlichen
haben heutzutage ein viel grösseres
Selbstbewusstsein, als dies in meiner
Generation der Fall war», sagt sie auch
mit Blick auf die beiden Lernenden.

Durch das Vorurteil, dass es sich bei
Informatikern um Freaks und Eigen-
brötler handle, die am liebsten alleine
arbeiteten, lassen sich die Jugendlichen
jedenfalls nicht aus der Ruhe bringen.
Ein bisschen stimme das Bild vielleicht,
aber es werde übertrieben dargestellt,
sagt de Sousa. «Wir arbeiten sehr wohl
gerne in Gruppen.» Auch vom Wort
Frauenbonus halten die beiden Lernen-
den nicht viel. «Das heisst ja, dass du als
Frau weniger können musst, und das
stimmt überhaupt nicht», so argumen-
tiert Aeschlimann. Beide Frauen sind
von ihrer Berufswahl überzeugt. Man
habe in diesem Job nie ausgelernt, lau-
tet ihr Fazit.

«Konzerne wie Facebook
bilden kaum Lehrlinge
aus. Deshalb zögern auch
viele Schweizer KMU.
Die Wahrscheinlichkeit,
dass sie später zu den
grossen IT-Konzernen
abwandern, ist gross.»
Serge Frech
Geschäftsleiter des Verbandes
für die Berufsbildung der Informations-
und Kommunikationstechnologie

Gertrud Hierzer ist Vizepräsidentin Human Resource und Mitglied
der Geschäftsleitung bei T-SystemsAlpine.

Carolina Murtinheira de Sousa (links) und Michelle Aeschlimann
sind begeisterte angehende IT-Fachfrauen. BILDER CH. RUCKSTUHL / NZZ
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China subventioniert
Innovation massiv
Die Hälfte der Zahlungen wurde bisher zweckentfremdet

MATTHIAS SANDER, SHENZHEN

China will bei Wissenschaft und Tech-
nologie bis 2050 weltweit die Nummer
eins werden. Dazu sollen die Ausgaben
für Forschung und Entwicklung bis 2025
jedes Jahr um mehr als 7% steigen. Da-
mit fördern unzählige Fonds des Zen-
tralstaats, der Provinz- und Stadtregie-
rungen etwa die Produktion von Com-
puterchips.

Kritiker finden solche Subventio-
nen unfair. Sie verzerrten den welt-
weiten Wettbewerb, sagen sie, genauso
wie etwa der Diebstahl von geistigem
Eigentum oder der Zwang zuTechnolo-
gietransfers für ausländische Firmen in
China.Diese Stimmen sind in den USA
mit der Präsidentschaft von Donald
Trump besonders laut geworden, als
die beiden Grossmächte auf Konfron-
tationskurs gingen.

Doch über das Ausmass und die
Effekte von Chinas Subventionen ist
erstaunlich wenig bekannt. Man könne
nicht einmal sagen, dass der Rückgriff
auf Subventionen ein Schlüsselmerk-
mal des chinesischen Staatskapitalismus
sei, behauptet derVolkswirt Simon Eve-
nett. «Derzeit gibt es keinen umfassen-
den Datensatz, um diese Behauptung zu
untermauern», schreibt der in St. Gallen
lehrende Brite in einem Beitrag, der im
Oktober in einem Sammelband des ame-
rikanischen Think-Tanks CSIS erschien.

Erste Studie zu Missbrauch

Eine neue Studie, die der NZZ vorab
vorliegt, versucht etwas Licht ins Dun-
kel zu bringen. Verfasst haben sie
Philipp Böing und Bettina Peters vom
Leibniz-Zentrum für Europäische
Wirtschaftsforschung in Mannheim.
Die Autoren schreiben, die bisherige
Forschung zu Subventionen habe sich
vor allem auf mögliche Verdrängungs-
effekte fokussiert, also darauf, ob staat-
liche Investitionen private Gelder er-
setzten. Ihre Studie hingegen, sagt Bö-
ing im Gespräch, identifiziere und
messe erstmals, dass Unternehmen Sub-
ventionen für Forschung und Entwick-
lung (F&E) zweckentfremdeten.

Und das taten sie in China lange in
einem gewaltigen Ausmass. In den Jah-
ren 2001 bis 2011 nutzten 42% der
Empfänger die Gelder für andere Zwe-
cke als für F&E, errechnet die Studie.
Diese Summe entsprach 53% der ge-
samten F&E-Subventionen.

DieAutoren beleuchten bewusst die-
sen Zeitraum, weil China damals seine
Industrie- und Innovationspolitik initi-
iert hatte. Zudem begann das Land
2011, den Missbrauch breit zu diskutie-
ren und zu bekämpfen. Weil es vorher
laut Böing kaum ein Problembewusst-
sein für die Zweckentfremdung gegeben

habe, konnten die Forscher sich die nö-
tigen Daten etwa in den Bilanzen von
börsenkotierten Unternehmen zusam-
mensuchen: Hier standen die zugespro-
chenen Subventionen, dort die tatsäch-
lichen Ausgaben für Innovation – und
die Differenz entspricht dem Umfang
der Zweckentfremdung.

Der Missbrauch nahm bereits im
Untersuchungszeitraum stark ab. 2001
verhielten sich 81% der Firmen miss-
bräuchlich, 2011 waren es nur noch
18%.Das lag laut denAutoren vor allem
daran, dass China 2006 erstmals einen
mittel- bis langfristigen 15-Jahre-Plan
für F&E vorgelegt hat, der unter ande-
rem das Subventionsproblem anging.

Produktivität steigt nicht

Wenn die Firmen die Gelder jedoch
wie versprochen verwendeten, wel-
chen Effekt hatten sie dann? Auch
diese Frage haben die Autoren unter-
sucht, das Ergebnis: Die Subventionen
hätten weder Einfluss auf die Produk-
tivität der Empfänger, die IT-Orientie-
rung, Kooperationen zwischen Hoch-
schulen und der Industrie noch auf die
Beschäftigung von ausländischen Er-
findern gehabt. Das kann man wohl er-
nüchternd nennen.

Wichtig in der Debatte um Chinas
Subventionen ist zudem, dass die offi-
ziellen Zahlen nur die halbe Wahr-
heit sind. Auf den ersten Blick liegen
Pekings Zahlungen unter dem Durch-
schnitt der OECD-Länder: 2003 bis
2018 betrugen sie 4,3% aller Unterneh-
mensausgaben für F&E, in der OECD
waren es 6,7%.Zählt man aber dieAus-
gaben von Staatsunternehmen hinzu,
erreichte China in den Jahren 2011 bis
2018 einen Wert von 7,1%, einschliess-
lich halbstaatlicher Unternehmen wer-
den es sage und schreibe 50%.

«Die Rolle des Staates ist grösser,
als es die offiziellen Daten vermuten
lassen», sagt deshalb Philipp Böing. Er
verweist darauf, dass der Zweck solcher
Subventionen im Staatskapitalismus
nicht immer primär ökonomische Effi-
zienz ist. Es gehe auch darum, sicher-
heitspolitische Ziele, nationale Priori-
täten und insgesamt die Kontrolle über
das System zu erreichen.

Im Zuge von Pekings Anti-Kor-
ruptions-Kampagnen und der Über-
wachung durch Social-Credit-Systeme
drohen Unternehmen, die Subventio-
nen zweckentfremden neuerdings je-
doch harte Strafen. Insofern könn-
ten Chinas Fördergelder künftig mehr
Wirkung entfalten, heisst es in einem
«Policy Brief» zur Studie. In diesem Fall
wären «ausländische Unternehmen und
Regierungen gut beraten, sich auf einen
Schock von ‹InnovationMade in China›
vorzubereiten».

Margrethe Vestager fährt Sieg
im Streit mit Google ein
EU-Gericht bestätigt Milliardenbusse gegen den US-Suchmaschinenbetreiber

CHRISTOPH G. SCHMUTZ

Im Kommissionsgebäude in Brüs-
sel dürfte am Mittwoch für einmal
nach einem Urteil der EU-Richter aus
Luxemburg wieder gute Stimmung ge-
herrscht haben. In erster Instanz hat
das Gericht eine Busse von 2,4 Mrd. €
gegen Google bestätigt und die Klage
des US-Unternehmens dagegen in gros-
senTeilen abgewiesen.Der Suchmaschi-
nenbetreiber habe seine Marktmacht
missbraucht, um seinem eigenen Preis-
vergleichsdienst Google-Shopping einen
Vorteil gegenüber der Konkurrenz zu
verschaffen, heisst es in einerMitteilung
des Gerichts. Damit bestätigt es einen
entsprechenden Befund der EU-Kom-
mission von 2017. Im Sommer hatte die
Kommission noch in einem sich um
mögliche staatliche Beihilfe für Apple
drehenden Fall erstinstanzlich verloren.

«Unerlässliche Einrichtung»

Das Urteil ist ein harter Schlag für Goo-
gle, wenn es zweitinstanzlich vom Euro-
päischen Gerichtshof (EuGH) bestätigt
wird. Etwas verkürzt gesagt, folgen die
Richter in Luxemburg nämlich der An-
sicht der Kommission in Brüssel, wonach
Google – zumindest bezüglich Preisver-
gleichsdienstleistungen im Internet – im
Wesentlichen den gesamten Markt dar-
stellt. Sie lehnten auch dasArgument der
Amerikaner ab, nach dem Konsumenten
bei anderen Plattformen – zu denken
ist etwa an Amazon – Alternativen für
Preisvergleiche zwischen verschiedenen
Produkten haben. Das dürfte zur Folge
haben, dass Google künftig viel höheren
Anforderungen bezüglich der Gleich-
behandlung genügen muss als andere
Suchmaschinenanbieter.

Konkret hat Google den Vergleichs-
dienst Google-Shopping zuoberst auf
der allgemeinen Resultateseite ange-
zeigt und alternative Angebote quasi in
den «hinteren» Seiten «versenkt». Nun
könnte man argumentieren, dass Goo-
gle auf seiner Seite tun und lassen kann,
was die Firma will. Schliesslich ist es
auch Migros erlaubt, die eigenen Pro-
dukte bestmöglich in den Regalen aufzu-
stellen und konkurrierende Markenpro-
dukte auf den unteren Tablaren zu «ver-
stecken». Und Eigenmarken von Coop
muss Migros schon gar nicht anbieten.

Das Gericht hält zwar fest, dass allein
eine marktbeherrschende Position noch
keinen Verstoss gegen das Kartellrecht
darstellt. Doch die verlorenen Klicks
habe die Konkurrenz realistischerweise
nicht auf andere Weise kompensieren
können, heisst es in der Mitteilung. Das
habe zumVerschwinden der anderenAn-

bieter und damit zu weniger Innovation
und weniger Wahl für die Konsumenten
geführt.Das seien Zeichen für einen sich
abschwächendenWettbewerb. Die Rich-
ter gehen sogar noch weiter und nennen
die Suchmaschine wegen der fehlenden
Alternativen eine unerlässliche Einrich-
tung («essential facility»). Ferner gehe es
dabei auch nicht etwa darum, dass Goo-
gle sich weigere, seine Dienstleistungen
zurVerfügung zu stellen, sondern darum,
dass die Firma nicht alle gleich behandle.

«Das heutige Urteil vermittelt die
klare Botschaft, dass das Verhalten von
Google rechtswidrig war, und schafft
die notwendige Rechtsklarheit für den
Markt», teilte die Kommission als Reak-
tion auf das Urteil mit. Man werde auch
weiterhin alle zur Verfügung stehenden
Instrumente nutzen, um die Rolle der
grossen digitalen Plattformen zu klären,
auf die Unternehmen und Nutzer ange-
wiesen seien, um Zugang zu Endnutzern
beziehungsweise zu digitalen Diensten
zu erhalten, schreibt die Wettbewerbs-
behörde der EU weiter.

Man werde das Urteil genau prü-
fen, teilte eine Sprecherin von Google
mit. Doch die Firma habe bereits 2017
Änderungen vorgenommen, um der
Entscheidung der Kommission nachzu-
kommen. Zumindest finanziell wird die
Busse von 2,4 Mrd. € der Firma wenig
anhaben. Diese Summe verdient Alpha-
bet, der Mutterkonzern des Suchmaschi-
nenbetreibers, grob gerechnet in zwei
Wochen. Im dritten Quartal erwirtschaf-
tete das Unternehmen einenGewinn von
19 Mrd. $.

Allerdings bedeutet die Niederlage
auch wenig Gutes für den US-Kon-

zern hinsichtlich der noch ausstehen-
den Streitigkeiten mit der EU-Kommis-
sion. Im Juli 2018 büsste Brüssel Google
sogar mit 4,3 Mrd. € wegen missbräuch-
lichen Verhaltens in Zusammenhang
mit dem Smartphone-Betriebssystem
Android. Und im Bereich Suchmaschi-
nenwerbung, dem eigentlichen Kern-
geschäft der Firma, gab es im Frühling
2019 eine Strafe in Höhe von 1,5 Mrd. €.

Es droht noch mehr Ungemach

Was dem Unternehmen derzeit wohl
mehr Sorgen bereitet, sind die gesetz-
geberischen Initiativen, die in Brüssel
laufen. Der Wettbewerbskommissarin
Vestager ist es nämlich nicht entgangen,
dass ihre Urteile zwar für Angst und
Schrecken und viel Aufsehen sorgen,
dass sie sich aber juristisch über Jahre
erstrecken und der Schaden häufig nicht
mehr rückgängig gemacht werden kann.
Deshalb will sie künftig eingreifen, be-
vor die Märkte «kippen».

Deshalb hat die Kommission im Ge-
setz für digitale Märkte (Digital Mar-
kets Act, DMA) nun einen spezifischen
Katalog von Pflichten für grosse Kon-
zerne vorgelegt, die ähnlich wie Goo-
gle eine Art Türsteherfunktion in digi-
talen Märkten haben.Wer sich nicht an
die Regeln hält, kann mit bis zu 10% des
globalen Umsatzes gebüsst werden oder
wird im Extremfall zur Aufspaltung ge-
zwungen.

In einer ähnlich benannten Vorlage
(Gesetz für digitale Dienste, DSA) will
die Kommission ferner die Haftung im
Internet und die Moderation von Inhal-
ten durch Plattformen neu regeln.

EU-Wettbewerbskommissarin Margrethe Vestager hat gut lachen. STEFAN BONESS / IMAGO
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